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Verkehrssicherheit in Nordrhein-Westfalen 
 
 
Vorbemerkung der Kleinen Anfrage 
 
Die Verkehrssicherheit ist ein zentraler Bestandteil einer modernen und gerechten Mobilitäts-
politik. Insbesondere vor dem Hintergrund steigender Verkehrsleistungen, wachsender urba-
ner Räume sowie der Förderung des Rad- und Fußverkehrs ist eine differenzierte Betrachtung 
des Unfallgeschehens notwendig.  
 
Besondere Aufmerksamkeit verdienen dabei sogenannte vulnerable Verkehrsteilnehmerinnen 
und Verkehrsteilnehmer, wie Fußgängerinnen und Fußgänger, Radfahrende, Kinder sowie äl-
tere Menschen, die im Straßenverkehr einem erhöhten Risiko ausgesetzt sind.  
 
 
Der Minister des Innern hat die Kleine Anfrage 7933 mit Schreiben vom 8. Juli 2026 namens 
der Landesregierung im Einvernehmen mit dem Minister für Umwelt, Naturschutz und Verkehr 
beantwortet. 
 
 
1. Wie hat sich die Zahl der Verkehrsunfälle in Nordrhein-Westfalen seit 2019 entwi-

ckelt? (bitte jährlich sowie nach Verkehrsmittel aufschlüsseln)  
 
Die Anzahl der polizeilich registrierten Verkehrsunfälle in Nordrhein-Westfalen im Zeitraum 
von 2019 bis 2025 ist der folgenden Tabelle zu entnehmen. 
 

Anzahl der 
Verkehrsun-
fälle* 

2019 2020 2021 2022 2023 2024 2025 

Land Nordrhein-
Westfalen 

77578  68327  69844  79800  80584  79627  81731  

 
*Die ausgewiesene Anzahl polizeilich registrierter Verkehrsunfälle umfasst Verkehrsunfälle mit 
Personenschaden der Verkehrsunfallkategorien 1 bis 3 sowie Verkehrsunfälle mit schwerwie-
gendem Sachschaden mit mindestens einem nicht fahrbereiten Fahrzeug der Verkehrsunfall-
kategorie 4 und Sachschadensunfälle unter Einwirkung von Alkohol bzw. anderen 
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berauschenden Mitteln der Verkehrsunfallkategorie 6. Hinsichtlich der Verkehrsunfälle der Ka-
tegorie 5 besteht für die Kreispolizeibehörden keine Verpflichtung zur statistischen Erfassung.  
Eine weitere Aufschlüsselung der Verkehrsunfälle kann für den Zeitraum von 2019 bis 2024 
der jeweiligen Verkehrsunfallstatistik entnommen werden. Diese sind unter folgendem Link 
abrufbar: https://polizei.nrw/artikel/polizeiliche-verkehrsunfallstatistik-das-archiv.  
 
Die Verkehrsstatistik für das Jahr 2025 wird zeitnah im Internet veröffentlicht. 
 
 
2. Wie hat sich die Zahl der Verkehrsunfälle in oder unmittelbar an Baustellen in 

Nordrhein-Westfalen seit 2019 entwickelt? (bitte jährlich sowie nach Verkehrsmit-
tel aufschlüsseln)  

 
Die Beantwortung dieser Frage erfordert eine manuelle Auswertung aller Verkehrsunfälle, da 
hierzu keine automatisiert abrufbaren Daten vorliegen. Dies wäre mit erheblichem Personal-
aufwand verbunden und ist innerhalb der zur Bearbeitung einer Kleinen Anfrage zur Verfügung 
stehenden Zeit mit vertretbarem Verwaltungsaufwand nicht möglich.    
 
 
3. Hinsichtlich der Fachstrategie Verkehr: Welche konkreten baulichen oder gesetz-

lichen Maßnahmen hat die Landesregierung seit 2024 hinsichtlich der Erhöhung 
der Verkehrssicherheit eingeleitet?  

 
Die Fachstrategie Verkehr der Polizei Nordrhein-Westfalen befasst sich nicht mit der Einleitung 
von baulichen oder gesetzlichen Maßnahmen. 
 
Unabhängig davon hat die Landesregierung seit dem Jahr 2024 zur Erhöhung der Verkehrs-
sicherheit verschiedene rechtliche Maßnahmen erarbeitet, die sich in Erlassen, wie beispiels-
weise zu Roteinfärbungen von Radverkehrsanlagen im Bereich von Kreuzungen und Einmün-
dungen oder zu Verkehrseinrichtungen und Verkehrshindernissen auf Verkehrsflächen, auf 
denen Radverkehr zugelassen ist, widerspiegeln.  
 
Darüber hinaus setzt sich die Landesregierung aktiv dafür ein, Kurvenmarkierungen, die Mo-
torradfahrerinnen und Motorradfahrern eine konfliktfreie Linienführung vorgeben, auf unfall-
trächtigen Motorradstrecken zu etablieren. Die Verkehrssicherheit für Motorradfahrerinnen 
und Motorradfahrern konnte nach ersten Erkenntnissen des Verkehrsversuches durch die el-
lipsenförmigen Markierungen verbessert werden. Die Ergebnisse der Erprobung sollen als 
Grundlage für die Entscheidung dienen, ob und in welchem Umfang solche Kurvenmarkierun-
gen dauerhaften Eingang in die straßenverkehrsrechtlichen Vorschriften finden.  
 
 
4. Welche Maßnahmen hat die Landesregierung in den letzten fünf Jahren ergriffen, 

um die Verkehrssicherheit insbesondere für vulnerable Verkehrsteilnehmerinnen 
und Verkehrsteilnehmer zu verbessern?  

 
Die Polizei Nordrhein-Westfalen hat in den vergangenen fünf Jahren ihre Maßnahmen zur 
Verbesserung der Verkehrssicherheit deutlich stärker auf den Schutz der sogenannten „unge-
schützten Verkehrsteilnehmerinnen und Verkehrsteilnehmer“ ausgerichtet. 
 
Wesentliche Maßnahmen waren unter anderem die strategische Neuausrichtung der Fach-
strategie Verkehr. Diese verfolgt das Ziel der „Vision Zero“ und legt einen Schwerpunkt auf 
den Schutz der ungeschützten Verkehrsteilnehmerinnen und Verkehrsteilnehmer. Die Fach-
strategie ist für alle 47 Kreispolizeibehörden des Landes Nordrhein-Westfalen bindend.  

https://polizei.nrw/artikel/polizeiliche-verkehrsunfallstatistik-das-archiv
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Im Jahr 2024 wurde unter der gemeinsamen Federführung des Ministeriums des Innern, des 
Ministeriums für Umwelt, Naturschutz und Verkehr sowie unter Beteiligung des Ministeriums 
für Schule und Bildung des Landes Nordrhein-Westfalen und des Ministeriums für Kinder, Ju-
gend, Familie, Gleichstellung, Flucht und Integration ein landesweites verkehrsfachliches Prä-
ventionsnetzwerk – die NRW Initiative - #sicherimStraßenverkehr – aufgebaut.  
 
Seitdem vereint diese NRW Initiative aktuell 52 Akteurinnen und Akteure im Bereich der Ver-
kehrssicherheitsarbeit in Nordrhein-Westfalen, legt gemeinsame Themenschwerpunkte fest 
und führt landesweite Präventions- und Informationskampagnen durch. Es wurden die The-
men „Sicherheit von zu Fuß Gehenden“ (2025) und „Sicherheit von Radfahrenden“ (2026) als 
Jahresschwerpunkte festgelegt und der Arbeitskreis Radverkehrssicherheit gegründet. 
 
Im Rahmen von Aktionen klärt die Polizei Nordrhein-Westfalen Bürgerinnen und Bürger über 
die Gefahren im Straßenverkehr auf. Dabei kommen u. a. moderne Verkehrssimulatoren wie 
der E-Scooter-, Pedelec- und Ablenkungs-Simulator sowie ein Helmtest zum Einsatz. Ein wei-
terer Schwerpunkt liegt in der Verkehrserziehung in Schulen. Ferner bietet die Polizei Nord-
rhein-Westfalen spezielle Präventionsaktionen für zu Fuß gehende Seniorinnen und Senioren 
an. Auch Informationskampagnen zum Tragen von retroreflektierender Kleidung, die zur bes-
seren Sichtbarkeit beiträgt, sind Teil der Präventionsarbeit der Polizei. 
 
Die Landesregierung wirkt darüber hinaus bei der Gestaltung sicherer Verkehrsräume durch 
u. a. Beteiligungen an der Unfallkommissionsarbeit und an Verkehrsschauen, sowie Beratun-
gen der Kommunen bei der Planung, Gestaltung und Umsetzung von Maßnahmen im Ver-
kehrsraum, mit.  
 
Neben den polizeilichen Maßnahmen trifft auch das Ministerium für Umwelt, Naturschutz und 
Verkehr Maßnahmen, um die Verkehrssicherheit insbesondere für vulnerable Verkehrsteilneh-
merinnen und Verkehrsteilnehmer zu verbessern.  
 
Zum 1. Januar 2022 trat in Nordrhein-Westfalen das Fahrrad- und Nahmobilitätsgesetz (Fa-
NaG) in Kraft. Ziel des Gesetzes ist es, allen Verkehrsarten künftig eine gleichwertige Bedeu-
tung einzuräumen. Dafür fördert das Land den Neu- und Ausbau von Radwegen, sicheren 
Kreuzungen, Mobilstationen und Abstellanlagen. Durch eine klare und sichere Trennung der 
Verkehrsarten sollen Konflikte zwischen Fußgängerinnen und Fußgängern, Radfahrerinnen 
und Radfahrern und Nutzerinnen und Nutzern von E-Scootern reduziert werden. 
 
Bis zum 31. Dezember 2025 wurden seit Inkrafttreten des FaNaG bereits 661 Kilometer Rad-
wege fertiggestellt, zahlreiche weitere Projekte befinden sich in Planung oder im Bau. Zusätz-
lich wurden rund 180 Kilometer landwirtschaftliche Wege für das landesweite Radverkehrsnetz 
ausgebaut. 
 
Darüber hinaus unterstützt das Land die Landesverkehrswacht Nordrhein-Westfalen sowie 
Programme zur Verkehrserziehung und Mobilitätsbildung. Dazu zählen Kampagnen zur siche-
ren Nutzung von Fahrrädern, Pedelecs und E-Scootern sowie Hinweise zu Helmnutzung, 
Sichtbarkeit und regelkonformem Verhalten im Straßenverkehr. 
 
 
5. Welche Maßnahmen hat die Landesregierung zur Verbesserung der Verkehrssi-

cherheit bei den verschiedenen Formen der Mikromobilität, insbesondere E-Scoo-
tern, ergriffen?  

 
Der starke Anstieg von E-Scootern und Pedelecs im Straßenverkehr und die damit verbunde-
nen neuen Unfallrisiken veranlasst die Polizei Nordrhein-Westfalen dazu, gezielte Kontrollen, 



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 18. Wahlperiode Drucksache 18/20449 

 
 

4 

Sensibilisierung für die Gefahren im Straßenverkehr sowie die beschriebenen speziellen Prä-
ventionsaktionen zur sicheren Nutzung von E-Scootern durchzuführen. 
 
Grundlage für die Verbesserung der Verkehrssicherheit im Bereich der Mikromobilität sind ne-
ben den bereits genannten Maßnahmen ebenfalls das Verkehrssicherheitsprogramm Nord-
rhein-Westfalen 2030 sowie das FaNaG. 
 
Im Rahmen der Strategie „Vision Zero“ soll niemand im Straßenverkehr getötet oder schwer 
verletzt werden. Hierfür werden Unfallursachen analysiert, Risikogruppen identifiziert und ge-
zielte Sicherheitsmaßnahmen entwickelt – ausdrücklich auch mit Blick auf neue Mobilitätsfor-
men wie E-Scooter und andere Elektrokleinstfahrzeuge. 
 
Im FaNaG werden E-Scooter ausdrücklich als Bestandteil der Nahmobilität berücksichtigt. Da-
mit wurden die rechtlichen Grundlagen geschaffen, um Sicherheitsstandards, Infrastrukturpla-
nungen und Fördermaßnahmen auch auf diese Fahrzeuge auszuweiten. Darüber hinaus be-
teiligt sich Nordrhein-Westfalen aktiv an der bundesweiten Diskussion über strengere Regeln 
für E-Scooter, etwa beim Abstellen auf Gehwegen oder bei Haftungsfragen. 
 

 


